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Zwei Anträge aus dem Lan-
desbezirk SAT befassen sich 
konkret mit einem soge-
nannten „Unvereinbarkeits-
beschluss“ zur AFD und 
ver.di Mitgliedschaft. 
Diese werden als erledigt 
durch den Leitantrag emp-
fohlen. Im Leitantrag wird 
wie schon 2019 deutlich 
der Weg aufgezeigt, wie mit 
nach rechts abdriftenden 
Mitgliedern unabhängig 

von einer kon-
kreten AFD Mit-
gliedschaft um-
gegangen wer-
den soll, bis hin 
zu Ausschlüssen 
im Rahmen der 
satzungsrechtli-
chen Möglich-

keiten. 

Ich persönlich halte unsere 
„Beschlusslage“ für sehr 
gut, umfangreich und aus-
reichend.  

Woran es wirklich mangelt, 
ist die konkrete Umsetzung 
in Aktivitäten auf jeder Ebe-
ne. Hieran gilt es unter dem 
Eindruck des Erstarkens der 
AFD in den Umfragen, im 
Grunde ohne dass sie sel-
ber etwas dafür tun müs-
sen, zu arbeiten. 

„Arsch huh, Zäng ussenan-
der“ so skandierten schon 
1992 100.000 Menschen 
auf dem Chlodwigplatz in 
Köln, lasst es uns angehen 
und nicht nur Beschlüsse 
fassen. 

Hier geht es u.a. um: 
- Konkretisierungen bei der 
Erstellung von Informations-
material (z.B. Zentrum Ge-
sundheit und Soziales) 
- Konkretisierungen, wie 
Ablehnung der Querdenken 
Bewegung 
-weitere Aufklärungsarbeit 
z.B. über antisemitische 
Verschwörungstheorien 
-Institutionalisierung von 
Aufklärungsarbeit bereits in 

Kitas und allen Schulformen 
-Erinnerungs-/Gedenk-
arbeit fortsetzen bzw. stär-
ken 
-Ertüchtigung von BR/PR/VL 
zum Umgang mit antidemo-
kratischen Meinungen. 

Alle diese Anträge sollen 
dem Leitantrag als Arbeits-
material zugeordnet wer-
den. 

Drei Anträge mit demselben 
Anliegen werden von der 
Antragskommission zur Ab-
lehnung empfohlen: 
„ver.di soll sich für ein sofor-
tiges Verbot der Partei AFD 
und deren angeschlossenen 
Gruppierungen in allen Ebe-
nen einsetzen.“ 
 

Der ver.di Bundeskongress 
im September 2023 steht 
vor der Türe. Die Delegier-
ten werden in Berlin u.a. 
über rund 1000 Anträge 
beraten und beschließen, 
darunter auch Anträge ge-
gen Rechts.  

Im Sachgebiet „E“ wird im 
sogenannten Leitantrag des 
Gewerkschaftsrat E001 „Für 
eine demokratische, solida-
rische und diskriminierungs-
freie Gesellschaft“ 
im Unterpunkt 
„Klare Kante ge-
gen Rechts, Rassis-
mus und Antisemi-
tismus“ die bishe-
rige Beschlusslage 
u.a. des Bundes-
kongresses 2019 im Hinblick 
auf eine Zusammenarbeit 
mit der AFD, aber auch im 
Hinblick auf Aktivitäten ge-
gen Rechts klar bekräftigt. 
„ver.di arbeitet nicht mit 
rechtspopulistischen und 
rechtsextremen Gruppie-
rungen und Organisationen 
zusammen, stellt keine Räu-
me zur Verfügung, lädt kei-
ne Funktionsträger*innen 
und Mandatsträger*innen 
ein, politische Bildungs- und 
Aufklärungsarbeit gegen 
Rechts wird konsequent 
fortgesetzt“ 
Der Antrag wird zur Annah-
me empfohlen. 

Weitere 23 Anträge zum 
Thema liegen aus den Glie-
derungen vor.  
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Der scheinbar unaufhaltsa-
me Aufstieg der AfD in den 
wöchentlichen Umfragen 
bereitet vielen von uns gro-
ße Sorgen: Wenn diese Par-
tei, wie unstrittig und durch 
die Beobachtung des Verfas-
sungsschutzes bestätigt, 
rechtsextreme Positionen 
vertritt, verorten sich dann 
inzwischen über zwanzig 
Prozent der Be-
völkerung am 
äußersten rechten 
Rand? Oder läuft 
das bei vielen 
immer noch unter 
Protest gegen 
alles Etablierte, 
gegen die da 
oben. Und vor 
allem:  ist es nicht 
langsam auch 
Zeit, zu fragen, ob 
die aktuelle Kri-
senpolitik der Bundes- und 
Landesregierungen einen 
Teil des Zulaufs zur AfD 
wenn nicht verursacht, so 
doch zumindest erklärt.  

Wer einen Blick in das Wahl-
programm der Partei wirft, 
stellt fest, dass die AfD zwar 
systematisch die teilweise 
extrem neoliberalen Positio-
nen ihrer Gründungsväter 
geräumt hat und versucht, 
sich zunehmend einen sozia-
len Anstrich zu geben. Die 
rechtsextremen Parteien in 
Frankreich und in Italien 
haben vorgemacht, wie man 
so erfolgreich(er) sein kann. 
Aber sie bietet keine Prob-
lemlösungen an, die über 
dumpfe Parolen hinausge-
hen. Denn die AfD hat kein 
Interesse, soziale Spaltung 
zu überwinden und gesell-
schaftliche Spannungen auf-
zuheben, im Gegenteil. 
Manche ihrer Spitzen geben 
das ja auch offen zu.  

Das soll und muss die Chan-
ce für die demokratischen 
Parteien sein. Sie sind gefor-
dert, Angebote für Ausgleich 
und einen sozial ausgewoge-
nen Umbau der Gesellschaft 
zu machen. 

Begründete und absolut 
reale Ängste und Sorgen vor 
sozialem Abstieg dürfen 
dabei von der Politik nicht 

länger wegmoderiert wer-
den. Sonst erstarken die, die 
bei jeder Krise Ausländer 
raus rufen und zurück in die 
50er Jahre wollen. Der ba-
den-württembergische Mi-
nisterpräsident Kretsch-
mann geht nach einer Um-
frage vom 20. Juli von einer 
"diffusen Verunsicherung 
der Bevölkerung" aus. Der 
russische Angriffskrieg in der 
Ukraine, die Klimaverände-
rung, die Preissteigerungen 
und Probleme mit der Mig-
ration löse bei den Men-
schen ein "Gefühl der Unsi-
cherheit" aus. In der glei-
chen Umfrage, die seine 
Grünen in Baden-
Württemberg mit 22 Pro-
zent noch knapp vor der AfD 
mit 19 Prozent verortet, 
sagen 21 Prozent der Be-
fragten, die die Grünen prä-
ferieren, dass sie wegen der 
hohen Preise ihre Urlaubs-
pläne ändern müssen. Aber 

51 Prozent der AfD-Anhänger. 
Es geht also ganz klar um mehr 
als ein Gefühl der Unsicher-
heit. Aber Urlaubspläne än-
dern ist im Vergleich zum tägli-
chen Schlange Stehen an der 
Tafel natürlich noch ein trag-
bares Problem.  

Menschen, die mit ihren nied-
rigen Einkommen angesichts 
explodierender Preise gar 

nicht mehr über die 
Runden kommen, 
brauchen echte 
Lösungen. Und 
zwar jetzt.  

Wer die Inflation 
beim Mindestlohn 
ignoriert, wer Men-
schen, die auf Miet-
wohnungen ange-
wiesen sind, im 
Stich lässt, wer Kli-
maschutz ohne 

ausreichende soziale Abfede-
rung denkt und dann auch 
umsetzen will, wer selbst bei 
öffentlichen Aufträgen Ta-
rifflucht zulässt, wer Aktien-
renten gegen Altersarmut 
plant, darf nicht nur empört 
aufschrecken, wenn rechtsext-
reme Parolen bei immer mehr 
Menschen verfangen. Oder 
schlimmer noch: diese Parolen 
kopieren: Mit einer Agenda für 
Deutschland der Alternative 
für Deutschland das Wasser 
abzugraben, sollte nicht der 
Weisheit letzter Schluss sein. 
Was es braucht sind echte 
Konsequenzen für die eigene 
Politik. 

Die Transformation zu einem 
klimaneutralen Land wird nicht 
ohne spürbare Anstrengungen 
gelingen. Dass ahnen die Men-
schen nicht nur, das wissen sie 
längst. Dies unter den Tisch zu 
kehren, macht die Leute zu 
recht misstrauisch. Wer auf 
seinem Kontoauszug sieht, 
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Die beste Brandmauer gegen Rechts ist eine soziale und 
gerechte Politik!  
Gastbeitrag Martin Gross; ver.di-Landesbezirksleiter Baden-Württemberg 

Martin Gross; Bild: Jo Röttgers 
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„Diese EU muss sterben, damit das wahre Europa leben kann“ (Björn Höcke) -  

Ein Versuch der Einordnung der Parteitage der AfD  
HaJo Schneider, Mitglied im ver.di Landesbezirksvorstand NRW 

Vor den 5 Tagen Europawahlversamm-
lung der AfD lag der 14. Bundesparteitag 
in Magdeburg. Auf diesem hat die AfD 
beschlossen, der europäischen ID-Partei 
beizutreten. Der Abstimmung am frühen 
Freitagabend ging eine heftige Debatte 
voraus. Kritiker sprachen von einer 
„Anbiederung“ der Partei an die 
„korrupte EU“ und einer „Unterwerfung“ 
unter „den schnöden Mammon“, da die 
Partei mit einem Beitritt zur ID auch Fi-
nanzmittel aus dem EU-Haushalt erhält.  

Was oder wer ist die ID-
Partei? 

Die „Identität und Demokra-
tie Partei“, kurz ID-Partei, ist 
ein Zusammenschluss rechts-
nationaler bis rechtsextremer 
Parteien aus mehreren euro-
päischen Ländern und hat 
ihren Sitz in Paris. Sie wurde 
am 3.Oktober 2014 auf Initia-
tive des französischen Front 
National (FN) als „Bewegung 
für ein Europa der Nationen 
und der Freiheit“ (MENL) gegründet. 
Am 15.Juni 2015 gelang es dann, die 
Fraktion „Europa der Nationen und 
Freiheit“ (ENF) ins Leben zu rufen. Als 
diese 2019 um EU-Abgeordnete wei-
terer Parteien erweitert und in 
„Identität und Demokratie“ (ID) um-
benannt wurde, wechselte auch die 
MENL ihren Namen. Seither heißt sie 
„Identität und Demokratie Partei“. 
Wer ist z.B. Bestandteil der ID-Partei: 
Rassemblement National: Frankreich 

(bis 2018  Front National), Lega: Ita-
lien (bis 2018 Lega Nord), Partij voor 
de Vrijheid: Niederlande, Kongres 
Nowej Prawicy: Polen, Vlaams Be-
lang: Belgien und Nea Dexia: Grie-
chenland. 

Am Samstag folgte dann die Europa-
wahlversammlung der AfD, geplant war 
die Aufstellung von mindesten 30 Kandi-
daten (Vorschlag Bundesvorstand), die 
Mehrheit der Delegierten erhöhte den 
Vorschlag auf 35 und erst nach dem 

man die Posten verteilt hat, sollte über 
die Inhalte (Programm) gestritten wer-
den. 

Die Führung der AfD hatte in Hinterzim-
mergesprächen die Aufstellung vorbe-
reitet, sodass die ersten Wahlgänge, bis 
Platz 3, schnell abgewickelt wurden. 
Dazu später mehr. 

Schon bei der Wahl des Spitzenkandida-
ten hatte man wohl den Beschluss des 
Vorabends, den Beitritt zur ID Partei, 

vergessen. Gewählt wurde der sächsi-
sche Europaabgeordnete Maximilian 
Krah mit 65,7 Prozent. Die rechtsnationa-
le Fraktion Identität und Demokratie (ID) 
hatte ihn schon zweimal suspendiert. 
2022 wurde ihm vorgeworfen, dass er im 
französischen Präsidentschaftswahl-
kampf nicht Marine Le Pen von der ID-
Mitgliedspartei RN, sondern öffentlich 
die noch weiter rechts stehende Partei 
des Rechtsextremen Éric Zemmour un-
terstützt haben soll. Anfang 2023 ging es 
um den Vorwurf, dass Krah die Vergabe 

eines PR-Auftrags der 
Fraktion manipuliert ha-
ben soll. 

Auf Listenpatz 2 wurde 
der bayerische MdB Pet-
ry Bystron gewählt, der 
in seiner Bewerbungsre-
de Botschaften der neu-
en Rechten aufnahm. Er 
warnte vor „Globalisten“ 
und „Kriegstreibern“ in 

Brüssel, „die uns versklaven wollen“. Er 
forderte „Knast für Carola Rackete“, die 
ehemalige Seenotretterin und Spitzen-
kandidatin der Linken für die Europa-
wahl. 

Bei Platz 3 war es mit den Hinterzimmer-
absprachen vorbei, Höcke ging zum Saal-
mikro und sagte: „Ich bin Björn Höcke 
aus Thüringen und schlage René Aust 
vor.“ Das war eine Kampfansage an die 
übrigen Länderchefs, deren Liste nach 
Länderproporz den Höcke-Mann Aust 
aus dem Thüringer Landesvorstand nur 

welche Löcher die Lebensmittelpreise 
und die in Folge des Ukrainekrieges letzt-
lich vorweggenommenen Kostensteige-
rungen bei Strom, Öl und Gas reißen, 
lässt sich nicht mehr einreden, dass das 
alles ohne Verzicht gelingen kann.   
 

Nur hat Verzicht eine unterschiedliche 
Dimension, wenn mein Haushalt am un-
teren oder am oberen Rand der Einkom-
mensskala liegt. Auch deshalb rennen 
immer mehr Menschen in diesen Zeiten 
denen nach, die alles, was zur Rettung 

des Klimas und anderer Herausforde-
rungen nötig ist, als überflüssig abtun. 
Weil sie schlicht existenzielle Sorgen 
haben und sich damit allein gelassen 
fühlen. 

Liebe Politiker:innen in den Regierun-
gen, die ihr demokratisch gewählt seid 
und völlig unzweifelhaft mit beiden 
Beinen fest verwurzelt auf unserem 
Grundgesetzt steht. Ehrlich währt am 
längsten. Sagt, was nötig ist, um unse-
ren Kindern und Enkeln ein lebenswer-
tes Land zu hinterlassen. Aber verteilt 

die Lasten gerecht, starke Schultern 
müssen mehr, deutlich mehr, tragen als 
schwache. 

Wer die Menschen auf diesem Weg mit-
nehmen will, muss ihre Sorgen ernst 
nehmen und ihnen soziale Sicherheit 
garantieren. Wenn dieser soziale Kom-
pass von den Menschen in unserer Ge-
sellschaft gespürt wird, dann fühlen sie 
sich in der Demokratie gut aufgehoben. 
Die beste Brandmauer gegen Rechts ist 
und bleibt eine soziale und gerechte 
Politik.  

Quelle: Internet—Berichterstattung AgR—Demo Magdeburg 

https://www.merkur.de/politik/afd-parteitag-magdeburg-europawahl-kandidaten-programm-chrupalla-weidel-hoecke-proteste-zr-92427910.html
https://www.merkur.de/politik/afd-parteitag-magdeburg-europawahl-kandidaten-programm-chrupalla-weidel-hoecke-proteste-zr-92427910.html
https://www.fr.de/politik/bundestagswahl-2021-afd-rechtsaussenpartei-extreme-rechte-fluegel-weidel-meuthen-chrupalla-hoecke-90822120.html
https://www.fr.de/politik/eu-europaeische-union-mitgliedstaaten-laender-gruendung-von-der-leyen-ziele-91385429.html
https://de.wikipedia.org/w/index.php?title=Nea_Dexia&action=edit&redlink=1
https://de.wikipedia.org/wiki/Griechenland
https://de.wikipedia.org/wiki/Griechenland


Weitere Termine 

auf unserer      

Homepage:  

 

 

Hitlers Tischgespräche:  

Projekt gegen Rechts 

02.12.2023, 19:30 Uhr 

KulturBadehausBurscheid 

Weitere aktuelle Termine 

findet ihr auf den ver.di-

Internetseiten und und bei 

unseren Bündnispartnern - 

wie z.B. Aufstehen gegen 

Rassismus! 

 

Buchenwald:              

Gedenkstättenseminar 

03.09.2023 bis 09.09.2023 

Weitere Informationen in 

der Ausschreibung 

 

Wie Rechte soziale Medien 

nutzen                   

13.10.2023, 17:00 Uhr bis  

15.10.2023, 15:00 Uhr, 

„Das Bunte Haus“, Bielefeld 

Sennestadt 

 

Veranstaltungen zum Antik-

riegstag des DGB  

 

Konzert: Laut gegen Rechts 

2023 -  

Freitag, 01.09.2023 am Mu-

sikpavillon im Stadtgarten 

Gelsenkirchen 

Argutraining gegen Rechts 

Samstag, 02.09.2023, 10:00 

Uhr bis 16:00 Uhr, Bahnhof 

Langendreer, Wallbaumweg 

108, 44894 Bochum 
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„Wer Rassis-
mus bekämp-
fen will, muss 
den betroffe-
nen Kolleg-

*innen zuhö-
ren und ihnen 
eine Stimme 

geben.“ 

Termine 3. und 4. Quartal - und darüber hinaus ! 

„Diese EU muss sterben, damit das wahre Europa leben kann“ (Björn Höcke)  
Fortsetzung 

für Platz 10 vorsah. Darauf 
schlug Sachsens Landeschef 
Jörg Urban die noch kürzlich 
mit einem Parteiausschluss-
verfahren belegte Martina 
Böswald aus Baden-
Württemberg als Gegenkan-
didatin vor. Das zeigt das völ-
kische Lager ist in zwischen 
so stark, dass man sich offen 
auf einem Parteitag streiten 
kann und sich nach anderen 
Unterstützern umschauen 
kann. In diesen Fall, das Lager 
um Co-Chefin Alice Weidel, 
die Böswald verhindern woll-
te. Auf Platz 3 wurde René 
Aust gewählt. 

Dann ging nicht mehr viel. Für 
die Plätze 4 und 5 brauchte 
der Parteitag mehr als 5 Stun-
den. Aus NRW-Sicht ist zu 
berichten, dass auf Platz 4 
der Europaabgeordnete 
Guido Reil und der MdL Chris-
tian Blex, beide aus NRW, 
gegen einander kandidierten 
und der Platz im 5 Wahlgang 
an die Europaabgeordnete 

Christine Andersson aus Hes-
sen fiel. 

Zur „Kandidatenkür“ muss 
man feststellen, dass das völ-
kisch/rechtextreme Lager die 
Partei übernommen hat. Wie 
die Liste aussehen wird, muss 
abgewartet werden. Es ste-
hen aktuell noch „falsche“ 
Lebensläufe oder Anzeigen, 
z.B. von Guido Reil gegen 
eine AfD Politikerin, im Raum.  

Jetzt zum Programm: Es ist 
schon seltsam, wenn der 
Bundesvorstand seinen eigen 
Leitantrag der Bundespro-
grammkommission mit einem 
Änderungsantrag zum 
„Leitantrag Programm zur 
Europawahl“ redaktionell 
„überarbeitet“: Ein Beispiel 
dieser Änderungen: Z. 46ff. – 
Streichen des markierten 
Teils.  

Alt: Wir streben daher die 
geordnete Auflösung der EU 
an und wollen statt ihrer eine 
neue europäische Wirtschafts

- und Interessengemeinschaft 
gründen, einen Bund europä-
ischer Nationen.  

Neu: Wir wollen eine neue 
europäische Wirtschafts- und 
Interessengemeinschaft grün-
den, einen Bund europäi-
scher Nationen.  

Begründung: Redaktionelles 
Versehen 

Auf insgesamt 15 Seiten wur-
de der Leitantrag redaktionell 
„überarbeitet“ und dadurch 
weichgespült. War bei der 
Kandidatenaufstellung noch 
viel vom »Dexit«, der Auflö-
sung des EU-Parlaments oder 
der gesamten EU zu hören, 
findet man es nun nicht 
mehr. Co-Chefin Alice Weidel 
bedankte sich bei allen Betei-
ligten vor der Verabschie-
dung des Programmes das 
man sich geeinigte hätte, 
wahrschein wieder in den 
Hinterzimmern. Mehr dazu 
im nächsten Newsletter. 

Quelle: Internet - AgR 

https://www.bergisch-live.de/?465373
https://www.bergisch-live.de/?465373
https://nrw.verdi.de/themen/aktiv-gegen-rechts
https://nrw.verdi.de/themen/aktiv-gegen-rechts
https://www.aufstehen-gegen-rassismus.de/
https://www.aufstehen-gegen-rassismus.de/
https://nrw.verdi.de/service/termine/++co++5955b7f4-7605-11eb-8b98-001a4a160119
https://nrw.verdi.de/service/termine/++co++5955b7f4-7605-11eb-8b98-001a4a160119
https://nrw.verdi.de/service/termine/++co++3268c834-75fb-11eb-8da3-001a4a160119
https://nrw.verdi.de/service/termine/++co++3268c834-75fb-11eb-8da3-001a4a160119
https://nrw.dgb.de/termine
https://nrw.dgb.de/termine
https://www.instagram.com/laut_gegen_rechts/?hl=de
https://www.instagram.com/laut_gegen_rechts/?hl=de
https://www.instagram.com/laut_gegen_rechts/?hl=de
https://www.instagram.com/laut_gegen_rechts/?hl=de
https://www.instagram.com/laut_gegen_rechts/?hl=de
https://bahnhof-langendreer.de/argutraining-gegen-rechts23.html
https://www.regioactive.de/location/bochum/bahnhof-langendreer-w9VvRRL5k9.html

